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VerkDndBt am 10. Febr. 2010

GUfb,JAI'in

Bis Um.ndsbeamter der

GeschAfts8telle

AMTSGERICHT DORTMUND

IM NAMEN DES VOLKES

URTEIL

in dem Rechtsstreit

der Dortmunder Energie- und Wasserversorgung GmbH, ges. vertr. d.d. Ge-

schlftsführer Helmut Engelhardt. Kart-Heinz Faust und Dr. Ralf Karpowskl, Ost-

wall 51, 44135 Oortmund,

Klagerin

gegen

Beklagte
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hat das Amtsgericht Dortm1Jnd

auf die mündliche Verhandlung vom 10. Febr. 2010

durch den Richter am Amtsgericht Stehling

fUr R e c h t erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin

42,24 EUR zu zahlen nebst Zinsen in Höhe von
fünf Prozentpunkten Ober dem jeweiligen Basis-

zinssatz seit dem 30. November 2009.

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen_

Die Kosten des Rechtsstreits tragen die Klägerin

zu % und die Beklagte zu Y•.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. Die Parteien

können die Vollstreckung der Gegenpartei durch
Sicherheitsleistung in HOhe von 110 % des ge-

gen sie vollstreckbaren Betrages abwenden,

wenn nicht die vollstreckende Partei vor der Voll-

streckung Sicherheit in Höhe von 110 % des je-

weils zu vollstreckenden Betrages leistet

Die Berufung wird zugelassen.
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Tatbestand:

Die Beklagte war auf Grund vertraglicher Beziehungen zur Kllgerin Kundin und

wurde auf Grund eines sog. Sondertarifs (hier Unser Erdgas.spezial) mit Gas be-

Hefertfür ihreWohnung~ Dortmund.MitSchreibenausMärz2009

wurde die Beklagte wie alle anderen sog. Sondertarlfveltragskunden angeschrie-

ben wegen gelnderter Vertragsbedingungen. die auf Grund der Rechtsprechung

und sonstiger rechtltcher Vorgaben ab dem 01.07.09 erfolgen soIte. Hierbei wurde

der Abschluss eines ••neuen" Erdgasbelieferungsvertrages angeboten zu den neu-

en Vertragsbedingungen. wobei in dem bestehenden Sondertarif damit auch eine

Senkung des Gaspreises verbunden war. Gleichzeitig wurde darauf hingewiesen,
dass wenn der neue unterschriebene Vertrag und damit die VertragsAnderung

nicht bis spItestens zum 30.04.09 zurückgesandt wUrde, der bestehende Liefer-

vertrag zum 30.06.09 gekOndigt werden masse. Wegen der Einzelheiten wird auf

den Inhalt des Schreibens (BI. 4 u. 5 d.A.) verwiesen.

Die Beklagte sandte den neuen, von ihr zu unterschreibenden Vertrag nicht zu-

rOck, worauf die Klägerin sie erneut unter dem 29.05.09 anschrieb. Hierin wurde

angekündigt, dass fOr den Falt, dass die Beklagte weiterhin den neuen Vertrag

nicht abschießen WOrde und auch von einem ihr eingeräumten SonderkOOdi-
gungsrecht keinen Gebrauch machen würde und auch einen Wechsel zu einem

anderen Anbieter nicht vornehme, ab dem 01.08.09 im Rahmen der sog. Grund-

versorgung die Belieferung der Beklagten mit Erdgas erfolgen werde zu dem für

die Beklagte günstigsten Grundversorgungstarif nach der Gasgrundversorgungs-

verordnung (GasGW). Wegen der Einzelheiten im übrigen wird auf den Inhalt des

Schreibens (81. 6 u. 7 dA.) verwiesen.

Nachdem die Beklagte auch hierauf nicht reagierte, hat die KJagerin der Beklagten

unter dem 04.08.09 (BI. 8 d.A.) mitgeteilt. dass der Zahterstand am 31.07.09 abge-
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lesen worden und unter dem 04.08.09 SChlussrechnung erstellt wurde und nu.
mehr ab dem 01.08.09 unter neuer Vertragskontonummer die Gaslieferung in der

Grundversorgung vorgeführt werde. Weiterhin wurde der Beklagten die für die

VertragsfortfOhrung zu leistende mtl. aktuelle Abschlagszahlung mitgeteitt. Hier-

nach sollte die Beklagte im Rahmen der Grundversorgung ab August 2009 mtl.

57.00 EUR als Abschlag zahlen. beginnend mit dem Monat september 2009, und

zwar auf das neu angegebene Vertragskonto mit der Nummer--,

Die Beklagte widersprach unter dem 12.08.09 ausdrücklich der Vertragsumstet-

lung. Außerdem lehnte sie auch ausdl'OCklich den Abschluss eines neuen Vertra-

ges tt. erfolgtem Angebot der Klagerin ab und kQndigte weiterhin gekürzte zahlun-

gen auf den "alten" Vertrag an.

Die Klagerin meint, dass der ursprüngliche Vertrag mit der Beklagten mit der Ver-

tragskontonummer durchKündigungzum 31.01.09beendet sei und

die Beklagte daher im Ratvnen der zu erfolgenden Grundversorgung betr. die

neue Vertragskontonummer~ie festgelegten Vorauszahlungen von
mtl. 57.00 EUR ab September 2009 zu teisten habe. Soweit die Befdagte monatli-

che zahlungen von 42,92 EUR auf den .alten" Vertrag gelelstet habe. kORne sie

dtese nicht auf den seit September 2009 geltenden ••neuen" Gasgrundversor-

gungsvertrag verrechnen.

Da die Klagerin den ersten Absdllagsbetr8g zum FäUigkeitstennin 09.09.09 nicht

zahlte, wurde sie unter dem 28.09.09 angemahnt. VorUegend macht die KIAgenn

nunmehr mit der Ktage die Abschlagsbetrtge september. Oktober und November

i.H.v. jeweils 57,00 EUR zzgl. Mahnkosten fOr die Mahnung vom 28.09.09 i.H.v.

3,40 EUR geltend.

Die KlAgerin beantragt,
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die Beklagte zu verurteilen, an sie 171,00

EUR zzgt 5 Prozentpunkte Ober dem Ba·
sis-Diskontsatz ab dem Tag der ZusteJ..

lung sowie 3.40 EUR vorgerichUiche

Mahnkosten zu zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte meint. dass der ursprüngliche Gasversorgungsvertrag weiter besteht

und sie zur Recht die hierauf von ihr geleisteten Abschlagszahlungen. die sie seit

mehreren Jahren gekQrzt hat. zahle. Insoweit. dies ist unstreitig. hat sie im Jahr

2006 gegen die Gaspreise den Unbilligkeilseinwand erhoben und ihre Abschlags-

zahlungen gekürzt. Einen zwischenzeitIic Versuch der KlAgerin, den Gasan-

schluss der BekJagten zu spenen. ist die Beklagte mit einem einstweiligen VertU-

gungsverfahren entgegengetreten. Insoweit ist in diesem Verfahren (AG Dortmund

435 C 10169107) der KIIgerin die Sperrung fOr die Dauer der Klärung des UnbiUig-

keitseinwandes untersagt worden. 'Nenn die Beklagte ab Januar 2008 regelmäßig

Abschläge von 45.00 EUR zahlt. Wegen der Einzelheiten wird auf die insoweit

beigezogene Akte des AG Dortmund 435 C 10169107 verwiesen.

Die Beklagte meint im Hinblick auf diese Umstände. dass sie zu Recht keinen

neuen Vertrag akzeptieren müsse. Sie beruft sich weiter darauf. dass ste berech-

tigt sei, nur den reduzierten Gaspreis zu zahlen und warte mit Spannung auf einen

nachvoMziehbaren Nachweis der Angemessenheit der Gaspreise der Klagenn. Im
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Übrigen meint sie, dass angesichts der von ihr erbrachten monatlichen A

schlagszahlungen von 42,92 EUR auch allenfalls mtI. 14,08 EUR offen seien.

Die Klägerin repliziert, dass die zahlungen der Beklagten von mtI. 42,92 EUR nicht

auf den neuen Vertrag~tet seien und daher in diesem Vertragsverhlltnis
nicht berücksichtigt werden kOnnten, da die Beklagte die zahlungen ausschließlich

und bewusst auf den ihrer Meinung nach weiterbestehenden AItvertrag leiste.

Wegen der weiteren Einzelhe~en des Parteivot'bringens wird auf den Inhalt der

zwischen den Parteien gewechselten Schriftsätze nebst Anlagen verwiesen.

Ent8cheldung_grOnde:

Die zutlssige Klage ist lediglich im zuerkannten Umfang begründet.

Die Klage ist zulässig, da das Amtsgericht angesichts des Streitwertes zuständig

ist. Eine Zuständigkeit des landgerichts ergibt sich für den vorliegenden Rechts-

streit insbesondere nicht aus § 102 El18rgiewirtschafsgesetz (EnWG). Danach

sind fOr bürgerliche Rechtsstreitigkeiten. die sich aus diesem Gesetz ergeben, oh-

ne Rücksicht auf den wert des Streitgegenstandes die Landgerichte ausschließ-

lich zuständig. Vorliegend handeft es sich jedoch nicht um eine solche Streitigkeit,

die sich aus dem EnWG ergibt. sondern vielmehr la1l einen Anspruch auf eine

Leistung aus einer zwischen den Parteien bestehenden vertraglichen Beziehung.

Insbesondere stehen nicht im Streit die Grundversorgungspflicht gern. § 36 EnWG
oder eventuelle Ausnahmen von der GrundVeraorgungspflicht gern. § 37 EnWG.

InSONeit Wäre betroffen das .Ob" eines Vertragsschlusses. Hier geht es lediglich

um die Frage der Bezahlung der Energielieferungen und die Höhe der vertraglich
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,geschuldeten Leistung. Die Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits hängt

damit auch nicht i.S.v. § 102 S. 2 EnWG ganz oder teilweise von einer Entschei-

dung ab, die nach dem EnWG zu treffen ist (vgl.OLG Köln, Besehl. v. 24.10.2007

- 8 W 80/07; LG Kassel. Urt. v. 10.05.2007 - 1 S 430/(6). Nur die bürgerlichen

Rechtsstremgkeiten, die spezieU mit den im EnWG enthaltenen Verpflichtungen

zusammenhängen, d.h. sich aus der Speziafmaterie des EnWG ergeben, sind den

Landgerichten zugewiesen. Dies ergibt sich auch insbesondere aus § 103 EnWG,
wonach eben wegen der Spezialität auch die MOglichkeit besteht, einem bestimm-

ten Landgericht die Rechtsstreitigkeiten zentral fOr mehrere Landgerichtsbezirke

-'1-

zuzuweisen.

Die Klage ist allerdings tediglich im zuerkannten umfang begrOndet.

Die Beklagte schuldet vorliegend Vorauszahlungen i.H.v. 57,00 EUR für den mit

der Klägerin bestehenden GasgrundversorgungsvertraQ. Der mit der Klägerin ur-

spronglich bestehende Gasiieferungsvertrag mit dem Tarif "UnserErdgas.speziaf"

ist durch die Kündigung seitens der KJägerin beendet und es besteht seit dem

01.09.2009 ein .,neuer" Vertrag zwischen den Parteien zu den Bedingungen des

Grundversorgungstarifs IIUnserErdgas.aktw'. Dass die Klägerin vortiegend zu ei-

ner Kündigung der vertraglichen Beziehung berechtigt war, steht außer Zweifel

und ergibt sich auch aus den Allgemeinen Ueferbedingungen Erdgas der Ktägerin,

die dem Vertrag zugrundelagen. Hieraus ergibt sich nämlich in Zif. 5.11. dass das

Vertragsverhältnis beiderseits mit einer Frist von drei Monaten zum Quartalsende

ordentlich gekOndigt werden kann. Zwar ist hierin auch eine außerordentliche

Kündigungsmöglichkeit mit kürzerer Frist vorgesehen. Dass deren Voraussetzung

eines wichtigen Grundes jedoch vortag. ist nicht ersichtlich.

In dem Schreiben der Klägerin aus Mlrz 2009 (Bt. 4 u. 5 d.A.), welches unstreitig

die Beklagte auch erhalten hat. liegt nach Ansicht des Gerichts eine Kündigungs-

erklärung. Diese hat auch das Vertragsverhaltnis damit unter BerQcksichtigung der
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dreimonatigen KOndjgungsfrist zum Ende des 2. Quartafs 2009, d.h. hier dem

30.06.09 beendet. wie hierin auch angegeben. Soweit es hierin heißt, dass wenn

der angebotene neue Vertr8gsschluss mit den neuen Vertragsbedingungen nicht.
durch Rücksendung des unterschriebenen Vertrages bis spätestens zum 30.04.09

zurückgesandt würde, der bestehende Lieferungsvertrag zum jetzigen Tarif

••UnserErdgas.speziat zum 30.06.09 gekündigt werden müssen, ist dies nicht le·

diglich als AnkOndigung einer demnächstigen Kündigung anzusehen. sondern

schon als Kündigungserklärung. Aus dem Schreiben ergibt sich nämlich unmiss-

veflitändUch. dass die Klägerin an dem bestehenden Vertrag zu bisherigen Bedin-

gungen. und zwar auch den bisherigen Lieferbedingungen in keinem Faire festhal-

ten wUt Dafür spricht auch die Ausführung in dem SChre;ben, dass auch ohne

Rücksendung des unterschriebenen Vertrages und damit Neuabschluss zu 80n-

dertarifen eine Belieferung weiter erfolgen werde, aUerdings eben zu den Bedin-

gungen des GrundvetSOIgungstarifs .UnserErdgas.aktiV'. wozu ja die KIAgerin

gem. § 36 EnWG auch verpflichtet war und ist. D.h. für den Fall des Nichtab-

schlusses des angebotenen Vertrages durch Rücksendung des unterschriebenen

Vertragsangebotes ist klar die Weiterbelieferung ab dem 01.07.09 angekündigt

worden. allerdings im Rahmen der Gasgrundversorgung, zu der die Ktägerin nach

§ 36 EnWG verpflichtet war. Mithin bestand kein Zweifel daran. dass durch die

Erklärung im Schreiben der Kllgerin aus März 2009 eben das bestehende Ver-

tragsverhAltnis in jedem Fall beendet werden sollte. Damit war durch diese Kündi-

gung das bestehende Vertragsverhaltnis mit der Beklagten im Rahmen des Son-

dertarifs .UnserErgas.speziar zum 30.06.09 beendet.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus dem später erfolgten Schreiben der Klä-

gerin vom 28.05.09, in dem sich die Klagenn nochmals an die Beklagte wandte.

da diese tatsächlich das übersandte schriftliche Vertragsangebot nicht bis zum

30.04.09 zurückgesandt hat. Hierin gab die KlAgerin der Beklagten lediglich noch

einmal die Chance eben den neuen Vertrag abzuschließen. Auch hierin wird an-

gekOndigt, dass mangels Abschluss dieses neuen Vertrages zu den angegebenen

Bedingungen eben die Weiterversorgung nur im Rahmen der Gasgrundversor-

gung weiter erfolgen werde. Soweit die Klagenn hierin nun die Gasbelieferung zu
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.,. den Tarifen und Bedingungen der Grundversorgung ab dem 01.08.09 ankündigte,

ändert dies nichts daran, dass durch die im März erfolgte Kündigung tatsächlich

der ursprüngliche Vertrag zum 30.06.09 dlM'Ch die KOndigung beendet war. Die

Klagenn hat damit nicht etwa ihre Kündigung modifIZiert oder verschoben, da dies
angesichts der Kündigungsfristen zum jewei6gen Quartalsende auch gar nicht

möglich war. Die Klagerin hat rnermit lediglich zum Ausdruck gebracht. dass sie

die Gasbefieferung ab dem 01.08.09 nach dem Grundversorgungstarif abrechnet

und bis dahin zugunsten der Bektagten noch nach dem gonstigeren ursprüngli-

chen Tarif nUnserErdgas.speziar abrechnet. Tatsächlich hat die KlAgerin dann im

weiteren Verlauf ja auch die Gaslieferungen bis zum 31.07.09 mit dem alten und

gOnstigeren Tarif abgerechnet. obwohl sie eigentlich den höheren Gasgrundver-

sorgungstarif ••UnserErdgas.aktiv" schon seit dem 01.07.09 hätte berechnen kön-

nen. Dies alles ändert nichts daran. dass tatsächlich der alte Vertrag bereits zum

30.06.09 durch die Kündigung beendet war.

Durch die weiteTe Gasentnahme seitens der Beklagten ist schließich auch der

neue Gasgrundversorgungsvertr8g mit dem Tarif .,UnserErdgas.aktiv'" zustande

gekommen. Daran ändert es nichts, dass die Beklagte etwa an dem alten Vertrag

mit den diesem zugrundeliegenden Bedingungen weiter festhalten wollte und ei-

nen neuen Vertrag zu den Bedingungen der Grundversorgung nicht hat abschlie-
ßen wollen. 'nsoweit hat sie einen solchen entgegenstehenden Wlien nicht schon

dadurch zum Ausdruck gebracht. dass sie das übersandte neue Vertragsangebot

nicht angenommen hat. Hierin kann nur der Wille gesehen werden. den angebote-

nen Vertrag zu dem Sondertarif nicht zu akzeptieren. Auch in ihrem Schreiben

vom 12.08.09 kommt letztlich ein solcher Wille nicht zum Ausdruck. Hierin wird

man aHenfaiIs entnehmen können, dass sie sm alten Vertrag festhaften wollte.

Dieser WiMe ist jedoch unerheblich, da das Weiterbestehen des alten Vertrages

nicht von ilrem Willen abhängig war. Angesichts der Umstande kann daher die

fortdauernde Gasentnahme durch die Beklagte auch nach Beendigung des ur-

sprünglichen Vertragsverhältnisses nur so ausgelegt werden, dass sie nun im

Rahmen der von der KIAgerin zu leiStenden und auch so angekOildigten Grund-
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versorgung weiterbeliefert wird, mithin d.-nit ein Gasgrundversorgungsvertrag zu-

stande gekommen ist.

Schließlich wAre, selbst wenn die Beklagte ausdrücklich erkIArt hatte, dass sie

keinen Grundversorgungsvertrag abschließen will, dieser entgegenstehende Wille

nach Treu und Glauben unbeachtüch und durch die weitere Gasentnahme tat-

sächlich der Gasgrundversorgungsvertrag zustande gekommen. Wer nlmlich. wie

die Beklagten offensichtlich beabsichtigt, trotz erfo~er Kündigung durch den

Energieversorger und trotz für sie bestehender KQndigungsmögHchkeit an einem

bestehenden Versorgungsvertrag zu den bisherigen Bedingungen festhalten will.

handelt treuwidrig gem. § 2428GB. wenn er dadurch den Vertragspartner zu ei-

nem Nachweis der Bitlgkeit seiner Preise zwingen will (so LG Frankenthai. Urt. v.
10.09.2009 - 2 HK 0 90109 m.w.N.).

Auf Grund des damit zwischen den Parteien bestehenden Gasgrundversorgungs-

vertrages gelten hierfür die Verordnung Ober Allgemeine Bedingungen tOr die

Grundversorgung von Haushaltskunden und die Ersatzversorgung mit Gas aus

dem Niederdrucknetz (Gasgrundversorgungsverordnung - GasGW) und der ent-

sprechend von der KIägerin veröffentlichten Tarif ••UnserErdgas.aktiv". Dies ent-

spricht auch den Vorgaben fOr die Gasgrundversorgung nach § 36 EnWG und

wird letztlich durch die Betd8gte auch nicht in Zweifel gezogen. Entsprechend § 13

GasGW kann die K~in auch Vorauszahlungen verfangen. Dies hat sie mit
Schreiben vom 04.08.09 getan und von der Beklagten ab 5eptember 2009 mtl.

57,00 EUR als Vorauszahlung zu bestimmten zeiten bis zur nlchsten Abrechnung

im Februar 2010 verlangt. Bedenken hiergegen sind nicht begFOndet und von der

Beklagten letztlich auch nicht vorgebracht. Soweit die Beklagte auch vorliegend

noch vortragt. dass ,.die Gaspreise in Deutschland zu hochll seien und eben offen-

sichtlich auch vorliegend auf dem Billigkeitseinwand gern. § 3158GB ,.beharrt", ist

dies vorliegend unbeachtHch. Der BiUigkeitseinwand kaM allenfalls dann zum Tra-
gen kommen, wenn wahrend einer vertraglichen Laufzeit eines GaslieferungsverM

trages einseitige PreisemOhungen seitens des Energieversorgers erfolgen, und
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zwar auch u.U. auf Preiserhöhungsklauseln. Bei einem Neuvertragsschluss. wie

auch voriiegend~ kommt ein solcher aUligkeitsetnwand nicht in Betracht. Die Frage.
ob auch im Rahmen der Gasgrundversorgung für spatere Preiserhöhungen dem

grundversorgten Kunden der BHtigkeitseinwand zusteht, ist vorliegend ohne Be-

lang.

Nach alledem steht der Klägerin ein Anspruch auf mtt. Vorauszahlungen LH.v.

57,00 EUR für die defZeitige Gasgrundversorgung ab September 2009 zu.

Tat8lchlich hat die Beklagte auch tor de Monate september 2009 und später wei-
terhin die bisher von ihr gezahlten 42,92 EUR unter Berufung auf ein ffOheres

einstweiliges VerfOgungsverfahren an de KJägerin gezahft. Diese zahlungen sind

setbstvetständrich auf die tatsachlich zu leistenden 57,00 EUR anzurechnen.

Soweit die KIägerin offenbar meint. dass ihr eine Verrechnung der tatsächlichen

zahlungen auf die berechtigten mtt Vorauszahlungen verwehrt sei, geht dies fehl.

Dadurch dass die Beklagte bet den zahlungen von 42,92 EUR mtI. immer noch d;e
alte Vertragsnummer angibt, obwohl für den jetzt geltenden Grundversorgungsver-

trag eine andere .neuell Vertragsnummer seftens der Klagenn angegeben wurde.

ergibt sich nicht, dass damit seitens der Beldagten eine Leistungsbestimmung vor-
tiegt, die eine Verrechnung auf die tatslChlich begründeten Vorauszahlungen aus-

schließt. Das Gericht ist insoweit der Ansicht. dass die Beklagte die monatlichen

Zahlungen von 42.92 EUR auf die von ihr in Anspruch genommenen Gaslieferun-

gen zahten will. Da der Atlvertrag beendet ist, handelt es sich daher um Voraus-

zahlungen auf den tatsaehtich zwischen den Parteien derzeit geltenden Vertrag.

Und dies ist der Gasgrundversorgungsvertrag. Es ist nicht davon auszugehen,

dass die Beklagte etwa die zahlungen auf einen nicht existenten Vertrag und da-

mit auf eine gar nicht bestehende Forderung leisten win. Auch unter BerOcksichti-

gung ihres Interesses kann die monatliche Zahlung der Beklagten nur SO verstan-

den werden. dass sie diese auf den Vertrag und die monatliche Vorauszahlungs-



forderung leisten wiU, der ihrer Gasentnahme zugrunde Uegt und damit der sich

hieraus rur sie ergebenden Lefstungsverpflichtung. Dass, wie offenbar die Klägerin

meint. bei fhr intern SChwierigketlen bestünden, die jeweilige Verrechnung auf die

"richtige" Vertragskontonummer vorzunehmen, da die Beklagte immer noch die

alte Vertragskontonummer angibt, ist fOr die Frage der Letstungsbestimmung und

Erfüflungswirkung vOUigunerheblich. Der Bekragten kann insoweit allerdings nach
altem nur angeraten werden. in Zukunft die richtige, d.h. neue Vertragsnummer bei

ihren Zahlungen anzugeben. MOgliche FehJleitungen von zahlungen durch Anga-

be einer falschen, d.h. hier etwa der alten Vertrags nummer wOrden letztlich nam~
lieh ihr zum Nachteil gereichen.

Nach aUedem ergibt sich fOr die Klägertn hinsichtlich nicht gezahtter Vorauszah~

lungen fUf die Monate September. Oktober und November 2009 ein Anspruch von

jeweils mtI. der Differenz zwischen den zu zahtenden Vorauszahlungen (57,00

EUR) und den tatsachlich geleisteten Vorauszahloogen (42.92 EUR). ~.h.monat-

lich restfichen 14,08 EUR und damit insgesamt für den hier gettend gemachten

Zeitraum 42,24 EUR.

Der Zinsanspruch ist gern. §§288. 2918GB begrQndet.

Ein Anspruch auf die geltend gemachten Mahnkosten für eine sm 28.09.09 erfolg-

te Mahnung besteht nicht. Zwar mag zum ZeitpLrlkt der Mahnung schon Verzug

vorgelegen haben, wenn hier tatsichlich eine kalendermäßige Fälligkeit anzu-

nehmen ware auf Grund der einseitigen Festsetzung der Fälligkettsdaten seitens

der Klägerin. Gleichwohl ware dann die Mahnung bzgJ. des Betrages von 57,00

EUR nicht gerechtfertigt gewesen, da die Beklagte. wie oben ausgefOhrt. lediglich
14.08 EUR restliche Vorauszahlung schuldete. Mithin handelte es sich um eine

wesentliche Zuvielforderung, die vorliegend dazu fOhlt, dass die Kosten für diese

"Zuviel-Mahnung- nicht ersatzfähig sind. Hinzu kommt. dass die Kltigerin ange-

sichts der Umstande und der Haltung der Beklagten wusste. dass diese weiter



lediglich die 42.92 EUR als Vorauszahlung ~ete. sodass eine Mahnung insoweit

auch nicht erforderlich war. Da jedoch ersatzfähiger Schaden auch bei einem An-

spruch auf Schadenersatz aus Verzug nur solche Kosten sind, die erforderlich wa-

ren, han das Gericht vorliegend die k08tenaus1Osende Mahnung nicht für notwen-

dig und die Kosten daher nicht für ersatzflhig. Dies ergibt sich letztlich auch unter

dem Gesichtspunkt der Schadensminderungspflicht.

Die prozessualen Nebenentseheidungen folgen aus §§ 92, 708 NT. 11, 711 ZPO.

Gern. § 511 Abs. 4 ZPO war die Berufung zuzulassen. Nach Ansicht des Gerichts

handeft es sich vorliegend um eine Rechtssache, die im Hinblick auf die zugrunde

liegenden Fragen grundsätzliche Bedeutung hat.

Stehling


